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Besitzer von Schugwaffen niachen sich bei fahriâssiger Handhabung und Aufbewah-

rung der Waff e einer strafbaren Handiung schuldig, die mit bis zu ftinf Jahren
Gefângnis bestraft werden kann.

Die praktische Durchffihrung der Erteiiung von Waffenscheinen an Besitzer von
Gewehren wird iângere Zeit erfordern; die Regierung hoff t, diese Magnahmen im
Lauf e von drei Jahren einfiihren zu kbnnen.

Besondere kriminaiistische Untersuchungen

Hier sind MaBnahmen vorgesehen, uni die Provinzregierungen zur Einrichtung von
Sonderkommissionen zur Untersuchung kriminelier Vereinigungen zu ermâichtigen.
Diese Konimissionen werden befugt sein, Zeugen aus allen Teilen Kanadas zu Aussa-
gen unter Eid vor der Koxnmission vorzuiaden und die Beibringung von Dokunienten
anzuordnen, sowie Haussuchungsbefehie auszusteiien.

Eiektronische Uberwachung

In der Gesetzgebung sind versehiedene Àýnderungen vorgesehen, um der Polizei
bci ihrem Kampf gegen krimineile Vereinigungen den wirksanieren Einsatz der elek-
tronischen Uberwachung zu erm6giichen, jedoch unter gieichzeitiger Wahrung des
Anrechtes des Einzeinen auf grundsàâtzlichen Schutz der Privatsphâre, welches das
Pariament 1974 anerkannt hat.

Die Gesetzesvoriage enthâit folgende ;ýnderungsvorschiâge:
Die Gerichte werden ermâchtigt, in Bezug auf aile schwereren Straftaten Abhar-

genehinigungen zu erteilen.
Bei jeder strafbaren H-andiung, ganz gieich ob krixninelier oder sonstiger Art,

kann die Genehmigung dann gerechtfertigt sein, wenn die Straftat ihren Merkmalen
nach Bestandteii der Tâtigkeit einer kriminelien Vereinigung zu sein scheint.

Die Niederschrift des Ergebnisses unbefugter tberwachung wird zwar nichtseibst
ais Beweismittei akzeptiert, wohi aber Beweismittei, die sich aus den durch die
Niederschrift erhaitenen Inforinationen ergeben.

Die richterliche Genehmigung wird 60 ansteile von 30 Tagen giiltig sein.
Die Vorschrift, da8 die iberwachte Person innerhalb von 90 Tagen nach Beendi-

gung der Ùberwachung davon zu unterrichten ist, wird aufgehoben. Wenn die Massen-
medien üiber eine durch Ùberwachung erhaltene Mitteilung berichten, die im Z5ffent-
lichen Gerichtsverfahren erbffnet worden ist, begehen sie daniit keine Strafbare
Handiung.

Gemeingefâhrliche Verbrecher

Durch die gepiante Gesetzgebung werden die gegenwârtige bezügiich Gewohnheits-
und gefâhrlichen Sexualstraftâtern geltenden Bestimmungen des Strafgesetzbuches
aufgehoben und durch neue Bestiimungen ersetzt, welche die Gerichte ermâchtigen,
im Falle aller gefâhrlichen Verbrecher, einschlief3iich gefâhrlicher Sexuaiver-
brechen, auf eine unbefristete Gefângnisstrafe zu erkennen.

Das Gericht kann auf eine derartige Strafe erkennen, wenn der Tâter eines Ver-
brechens schuidig befunden wurde, fiIr das er zu mindestens 10 Jabren verurteiit
werden kann und das folgende Totbestânde einschlie8t: tatsâchliche oder versuchte
Gewaitanwendung oder eine Handiung, durch die das Leben oder die Sicherheit einer
anderen Person tatsâchlich oder wahrscheinlich gefâhrdet oder einer anderen Per-
son wahrscheiniich schwerer psychoiogischer Schaden zugefiigt wird.

Eine unbefristete Strafe kann auferiegt werden, wenn der Tâter eines schweren
Sexuaiverbrechens, beispîeisweise tatsâchlicher oder versuchter Notzucht schuidig
gesprochen worden und das Gericht von der Wahrscheinlichkeit überzeugt ist, dag
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